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Gemeinde Winsen (Aller) – Landkreis Celle
30. Änderung des Flächennutzungsplanes  
Begründung, Planfassung gemäß
Feststellungsbeschluss vom 27.03.2019

 1 Grundlagen und Rahmenbedingungen

 1.1 Planverfahren und Rechtsgrundlagen

Die Gemeinde Winsen (Aller) führt das Verfahren zur 30. Änderung des Flächennutzungsplanes
zugleich mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 54 „Lebensmitteleinzelhandel Poststraße“
durch (Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB). Für diesen liegt ein Aufstellungsbeschluss
vom 25.10.2016 vor.  Die Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgt nach Maßgabe der fol-
genden planungsrechtlichen Gesetzesgrundlagen:

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017
(BGBl. I, Seite 3634) und 

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3786)

sowie unter Berücksichtigung der einschlägigen fachrechtlichen Gesetze und Bestimmungen. 

Der Flächennutzungsplanänderung ist die vorliegende Begründung gemäß § 5 Abs. 5 BauGB
beigefügt. Diese umfasst neben dem städtebaurechtlichen Teil einen Umweltbericht, in dem das
Ergebnis der gemäß § 2 Abs. 4 BauGB durchzuführenden Umweltprüfung summarisch darge-
legt wird (siehe Kapitel 4). 

 1.2 Lage und Zustand des Planbereiches

Die Gemeinde Winsen (Aller) mit ihren insgesamt acht Ortschaften liegt am Südrand der Lüne-
burger  Heide  im Westen  des  Landkreises  Celle.  In  der  Gemeinde  leben 13.358 Menschen
(Stand: 01.01.2018). Der Hauptort mit ca. 7.000 Einwohnern ist vor allem über die Landes-
straßen L 180 und L 298 und weiter über die Bundesstraßen B 3 und B 214 gut an das Netz
des Individualverkehrs angebunden. Winsen verfügt über ein umfangreiches Angebot an Waren
und Dienstleistungen für den täglichen Bedarf. Die gute Infrastruktur und die reizvolle land-
schaftliche Umgebung in der Südheide machen Winsen zu einem attraktiven Wohnstandort.

Der ca. 0,7 ha große Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung liegt im nördlichen Teil
von Winsen. Es wird begrenzt von der Poststraße im Westen (Landesstraße L 298) und der Al-
ten Celler Heerstraße im Norden. Östlich des Plangebietes befindet sich ein altes Schulgebäude,
das mittlerweile von den örtlichen Vereinen genutzt wird. Im Süden schließen sich Einzelhan-
delsgrundstücke mit großen Marktgebäuden und weitläufigen Stellplatzanlagen an. 

Die Grundflächen im Plangebiet sind zum Teil bebaut: Hier befinden sich eine alte Turnhalle,
eine ehemalige Schule und weitere kleinere Baulichkeiten (u.a. genutzt als Jugendtreff). Es
kann davon ausgegangen werden, dass dieser Bestand zur Realisierung des Planvorhabens ge-
räumt wird. Bei den Freiflächen handelt es sich großenteils um versiegelte Bereiche. Zahlreiche
Laubgehölze fassen die Flächen ein und gliedern sie. Besonders prägend sind die Großbäume
im Bereich des Kriegerdenkmals an der Einmündung der Alten Celler Heerstraße in die Post-
straße und auf dem ehemaligen Schulhof (siehe hierzu Kapitel 11).    

 1.3 Raumordnerische Planungsvorgaben

Allgemeine Ziele der Raumordnung   

Nach dem Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP) liegt die Gemeinde Winsen
(Aller) in der ländlichen Region nordöstlich des Ballungsraumes Hannover. Das zugeordnete
Mittelzentrum ist die Kreisstadt Celle.
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Das Regionale Raumordnungsprogramm für den Landkreis Celle ist formell noch in seiner Fas-
sung aus dem Jahr 2005 wirksam. Da das Verfahren zur Neuaufstellung mit der im Sommer
diesen Jahres  durchgeführten Auslegung des Entwurfes RROP 2016 bereits weit fortgeschritten
ist, werden im Folgenden dessen Darstellungen und Begründungen wiedergegeben. Das RROP
weist dem Hauptort Winsen mit dem angrenzenden Ortsteil Südwinsen die Funktion des Grund-
zentrums zu. Hier sind Waren und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs bereitzustellen und
die Siedlungsentwicklung der Gemeinde ist vorrangig hier zu konzentrieren. Darüber hinaus
sind die allgemeinen Grundsätze zur Bauleitplanung zu berücksichtigen, wonach der Innenent-
wicklung ein Vorrang einzuräumen sowie mit Grund und Boden sparsam und schonend umzu-
gehen ist (§ 1a Abs. 1 BauGB).

Der Änderungsbereich liegt innerhalb des in der Planzeichnung des RROP dargestellten zentra-
len Siedlungsgebietes. Die im Westen tangierende Landesstraße L 298 ist Vorranggebiet Straße
mit regionaler Bedeutung. Während im Umfeld der Ortslage eine Reihe von Vorrang- und Vor-
behaltsgebieten (Wasserwirtschaft, natura 2000 u.a.) dargestellt werden, gibt es für den Plan-
bereich selbst keine sonstigen regionalplanerischen Funktionszuweisungen. 

Steuerung des Einzelhandels

Die Ziele der Raumordnung zur Steuerung des großflächigen Einzelhandels sind in Abschnitt
2.3 des Landesraumordnungsprogrammes (LROP) formuliert.  Dabei wird nach gültiger Recht-
sprechung die Schwelle zur Großflächigkeit bei 800 qm Verkaufsfläche gesehen. Für die raum-
ordnerischen Beurteilung von An- oder Umsiedlung sowie für Erweiterung vom Einzelhandels-
vorhaben gelten fünf Grundprinzipien:   

• Kongruenzgebot: Hiernach darf die Verkaufsfläche eines Einzelhandelsgroßprojektes höchs-
tens so bemessen sein,  dass sein Einzugsgebiet  dem Versorgungsauftrag des jeweiligen
Zentralen Ortes entspricht und der Umsatz überwiegend durch Kaufkraft aus dem maßgebli-
chen Kongruenzraum erwirtschaftet wird.

• Konzentrationsgebot: Es bezweckt eine angemessene und nachhaltige Bündelung von Ein-
zelhandelsgroßprojekten im zentralen  Siedlungsgebiet  des  Zentralen  Ortes zur  Erzielung
vielfältiger positiver Synergieeffekte. 

• Integrationsgebot: Es ist das raumordnerische Instrument, das am kleinteiligsten wirkt und
die Sicherung und Entwicklung der Handelsfunktionen von Innenstädten, Stadtteilzentren
und Ortsmitten zum Ziel hat. 

• Abstimmungsgebot: Die raumordnerische Bewertung von Einzelhandelsgroßprojekten muss
im Sinne einer umfassenden Betrachtung der regionalen Einzelhandelsentwicklung erfolgen.
Diesem Erfordernis wird mit dem Abstimmungsgebot Rechnung getragen. 

• Beeinträchtigungsverbot: Es wirkt als Maßstab und Regulativ bei der Beurteilung der Aus-
wirkungen von Warensortiment und Verkaufsfläche der Einzelhandelsgroßprojekte auf die
einzelnen Komponenten ausgeglichener Versorgungsstrukturen und deren Verwirklichung.  

Da kein umfassendes Einzelhandels- und Zentrenkonzept für die Gemeinde Winsen (Aller) vor-
liegt, wurde zur Ermittlung und Bewertung der städtebaulichen und raumordnerischen Auswir-
kungen des Vorhabens auf den Einzelhandel im Hinblick auf zentrale Versorgungsbereiche und
die verbrauchernahe Versorgung ein Verträglichkeitsgutachten1 erstellt. Darin wird das Projekt,
bei dem es sich um das Verlagerungs- und Erweiterungsvorhaben eines ortansässigen Lebens-
mitteleinzelhandelmarktes  handelt,  unter  Würdigung der örtlichen Rahmenbedingungen und
der überörtlichen Wettbewerbsstrukturen im Hinblick auf die o.g. Kriterien untersucht. 

1 Verf.: Dr. Lademann & Partner: Verträglichkeitsgutachten, Hamburg 2017
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30. Änderung des Flächennutzungsplanes  
Begründung, Planfassung gemäß
Feststellungsbeschluss vom 27.03.2019

Als Ergebnis ist insbesondere herauszustellen, dass das Vorhaben integraler Bestandteil des
faktischen zentralen Versorgungsbereichs von Winsen (Aller) ist. Der Standort befindet sich in
einer städtebaulich-integrierten Lage und dient zugleich der wohnortnahen Grundversorgung.
Das Vorhaben entspricht aufgrund seiner Lage und durch die räumlich-funktionale Verflechtung
mit den Angeboten im zentralen Versorgungsbereich auch dem Kongruenz- bzw. Konzentrati-
onsgebot  des  Landesraumordnungsprogrammes und verstößt  nicht  gegen das  Beeinträchti-
gungsverbot. In der zusammenfassenden Beurteilung wird Folgendes attestiert: „Die Verkaufs-
flächenerweiterung eines Aldi-Markts ist daher unter Berücksichtigung des § 11 Abs. 3 BauNVO
verträglich und stärkt sowohl die Ortsmitte Winsens als auch die qualifizierte Grundversorgung
für die Gemeinde Winsen (Aller) als Grundzentrum insgesamt“ (Seite 51).

Hinsichtlich der relevanten Festlegungen im Regionalen Raumordnungsprogramm für den Land-
kreis  Celle  ist  darüber hinaus  folgende  Differenzierung zu beachten.  Das  (noch  wirksame)
RROP 2005 enthält Ziele der Raumordnung, an die die Bauleitplanung angepasst werden muss,
und Grundsätze der Raumordnung, die in die gemeindliche Bauleitplanung als wichtiger Belang
einzustellen sind. Demgegenüber handelt es im RROP 2016 (Entwurf), das grundsätzlich den
Erhalt und die Entwicklung einer verbrauchernahen Nahversorgung und des Einzelhandels in
städtebaulich integrierten Lagen (z.B. Orts- und Stadtzentren) anstrebt,  um Ziele in der Auf-
stellung, deren Bindungswirkung mit den Grundsätzen der Raumordnung vergleichbar sind.

Diese Unterscheidung ist insbesondere für die zwei folgenden Begriffe bedeutsam. Das zentrale
Siedlungsgebiet wird im RROP 2016 (Entwurf) festgelegt und ist damit als Ziel in der Aufstel-
lung zu werten. Demgegenüber handelt es sich bei der städtebaulich integrierte Lage nur um
eine regionalplanerische Bewertung in der Begründung.  In  diesem Zusammenhang schließt
sich die Gemeinde Winsen (Aller) ausdrücklich den Gebietsvorschlägen an, den der Landkreis
Celle im Rahmen der Neuaufstellung des RROP zur Abgrenzung der räumlich integrierten Lagen
in den kreisangehörigen Gemeinden gemacht hat. Insoweit kann hinsichtlich des Integrations-
gebotes festgestellt werden, dass sich der Planbereich innerhalb der ausgewiesenen integrier-
ten Lage befindet, die sich entlang der Poststraße von der Aller im Süden bis jenseits der Mei-
ßendorfer Straße / Alte Celler Heerstraße  im Norden erstreckt.   

 1.4  Stand der kommunale Bauleitplanung

Flächennutzungsplan

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Winsen (Aller), hier entnommen der Zusam-
menstellung der Flächennutzungsplandarstellungen für das Gebiet der Gemeinde Winsen (Aller)
einschließlich der 1. bis 22. Änderung vom Juli 2010, ist der Änderungsbereich als Fläche für
den Gemeinbedarf "Schule" dargestellt. In der Umgebung handelt es sich um gemischte Bau-
flächen (hier: Dorfgebiete MD). Westlich der als Hauptverkehrsstraße dargestellten Poststraße
befinden sich Wohnbauflächen (hier: Allgemeines Wohngebiet WA).  

Flächennutzungsplan 
(einschl. 1. bis 22. Änderung)
Maßstab M 1 : 10.000 i.O.

 - 5 - 



Gemeinde Winsen (Aller) – Landkreis Celle
30. Änderung des Flächennutzungsplanes  
Begründung, Planfassung gemäß
Feststellungsbeschluss vom 27.03.2019

Verbindliches Planungsrecht

Das Plangebiet  liegt  überwiegend im Geltungsbereich  des  Bebauungsplanes  Nr.  5b  „Schul-
grundstücke“ (Satzungsbeschluss 08.01.1973). Dieser setzt ein Baugrundstück für Gemeinbe-
darf "Schule" fest und regelt eine offene, dreigeschossige Bauweise mit niedrigen Ausnutzungs-
ziffern (GRZ=0,2, GFZ=0,6). Mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes aus dem Jahr 1998
wurde der Hinweis auf die gültige Baunutzungsverordnung geändert.  Für eine Teilfläche im
Westen des Planbereiches liegen mit dem Bebauungsplan Nr. 39 „Schulstraße“ (Satzungsbe-
schluss 28.02.2008) geänderte verbindliche Festsetzungen vor. Hier ist nunmehr ein Mischge-
biet MI mit offener, eingeschossiger Bebauung und GRZ=0,3 ausgewiesen. Im Übrigen wurde
mit diesem Bebauungsplan in den späten 2000er Jahren die Umstrukturierung des südlich an-
grenzenden Bereiches bis zur Kanonenstraße vorbereitet. Er setzt hier Kern- und Mischgebiete
(MK und MI) fest, mit denen ausdrücklich die Zulässigkeit eines Lebensmittelmarktes und eines
Bekleidungsfachmarktes geregelt wird.  

Im Umfeld des Plangebietes ist der Bebauungsplan Nr. 5 „Lange Gärten“ mit diversen Änderun-
gen für die Wohngebiete westlich der Poststraße maßgeblich (Ursprungsfassung vom 20.07.
1967). Nördlich der Alten Heerstraße und östlich der Schulstraße handelt es sich um Flächen
des unbeplanten Innenbereiches gemäß § 34 BauGB, deren Eigenart der näheren Umgebung
der von Misch- oder Dorfgebieten entspricht.   

 2 Planungskonzept

 2.1 Anlass und städtebauliche Zielsetzungen

Anlass für die Bauleitplanung ist die Absicht der Fa. ALDI Immobilienverwaltung GmbH & CO.
KG, im Plangebiet einen neuen Discountmarkt zu errichten, der den vorhandenen ALDI-Markt
an der Meißendorfer Straße ersetzen soll. Vorgesehen ist ein Konzept mit einer erweiterten Ver-
kaufsfläche von ca. 1.400 qm und mit einer Stellplatzanlage für ca. 80 Pkw. 

Die Gemeinde Winsen (Aller) unterstützt die Planungsinitiative der Fa. ALDI grundsätzlich und
will mit der Änderung des Flächennutzungsplanes und der Aufstellung des Bebauungsplanes die
planungsrechtlichen  Voraussetzungen  für  die  zeitgemäße  Fortentwicklung  der  Versorgungs-
strukturen in der Ortsmitte schaffen. Damit soll das Angebot an Waren für den täglichen Bedarf
entsprechend der grundzentralen Funktion des Ortes gestärkt werden. Es ist das Ziel der Ge-
meinde, in Ergänzung der bereits ansässigen Betriebe und Einrichtungen die Zulässigkeit eines
großflächigen  Lebensmitteleinzelhandelsbetriebes  im Rahmen eines Sondergebietes gemäß §
11  Abs. 3 BauNVO zu begründen. Der Standort  in städtebaulich integrierter Lage entspricht
den o.g. raumordnerischen Planungsvorgaben zur Steuerung der Einzelhandelsentwicklung. Die
bislang im Plangebiet ansässigen öffentlichen Einrichtungen Schule und Turnhalle, beide in bau-
lich schlechtem Zustand, der im Falle ihrer Erhaltung erhebliche Investitionen für Instandset-
zung und Modernisierung erfordert hätte, wurden aufgegeben und an anderen Standorten neu
geschaffen (Schulzentrum und Sportanlagen am westlichen Ortsrand).

Neben den o.g. städtebaulichen Zielsetzungen werden mit der Planung auch zahlreiche sonsti-
ge Fachbelange berücksichtigt: Das Vorhaben ist im Hinblick auf die technischen Anforderun-
gen der Verkehrserschließung sowie der Ver- und Entsorgung abzustimmen, immissionsschutz-
rechtliche Vorgaben müssen im Hinblick auf die Gewährleistung gesunder Wohn- und Arbeits-
verhältnisse  beachtet  werden,  die  Belange  von  Natur  und  Landschaft,  namentlich  die  des
Baum- und Artenschutzes im innerörtlichen Bereich, sind zu würdigen und – soweit erforderlich
– in die städtebauliche Planung zu integrieren.  
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 2.2 Darstellungen der Flächennutzungsplanänderung

Die Darstellungen der Flächennutzungsplanänderung setzen die o.g. Zielvorgaben auf der Ebe-
ne der Vorbereitenden Bauleitplanung um. In diesem Sinne wird das gesamte Plangebiet gemäß
§ 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 2 Ziff. 11 BauNVO als Sondergebiet (SO) dargestellt. Dabei
wird zur Klarstellung der Planabsichten die Darstellung der besonderen Art der baulichen Nut-
zung gewählt und die Zweckbestimmung des Sondergebiete mit dem Begriff 'Lebensmittelein-
zelhandel' definiert. In der neuen Darstellung wird abweichend von den Darstellungen des wirk-
samen Flächennutzungsplanes auf Angaben zum Maß der baulichen Nutzung verzichtet. Viel-
mehr bleibt es dem Bebauungsplan überlassen, qualifizierte Festsetzungen zur Zulässigkeit von
Anlagen und Einrichtungen zu treffen, die die dargelegten Ziele auf geeignete Weise umsetzen.

Es ist zu betonen, dass es sich hier nicht um eine Neuausweisung von Bauflächen, sondern
vielmehr um die bedarfsgerechte Umwidmung der bislang dargestellten Gemeinbedarfsfläche
handelt. Mit dem geplanten Sondergebiet wird „die sich aus der beabsichtigten städtebaulichen
Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach den vorhersehbaren Bedürfnissen der Ge-
meinde“ dargestellt (vgl. 5 Abs. 1 BauGB). 

 3 Städtebauliche Auswirkungen der Planänderung

 3.1 Siedlungsstruktur und Bevölkerungsentwicklung

Mit der geplanten Entwicklung des Sondergebietes „SO-Lebensmitteleinzelhandel“ sind keine
Auswirkungen auf die Siedlungsstruktur in Winsen (Aller) zu erwarten. Die Straßenführung im
öffentlichen Raum und die zulässigen Bebauungsvolumina ändern sich nicht oder nur unwe-
sentlich. 

Belange der Bevölkerungsentwicklung sind unmittelbar nicht berührt, da keine Wohnbauflächen
ausgewiesen werden. Ein etwaiger Bevölkerungszuzug, der sich aufgrund der geplanten Ver-
besserung der Versorgungsstrukturen einstellen kann, ist nicht quantifizierbar und absehbarer-
weise allenfalls auch nur in geringem Umfang zu erwarten. Konsequenzen für die Wohnbauent-
wicklung oder Anforderungen an die sonstige Infrastrukturausstattung der Gemeinde ergeben
sich nicht.

 3.2 Belange des Verkehrs 

Grundsätzlich ist festzustellen, dass die Erschließung des Plangebietes gesichert ist. Es grenzt
im Westen an die Poststraße und im Norden an die Alte Celler Heerstraße. Während es sich bei
letztgenannter um eine kommunale Erschließungsstraße handelt, ist im Zuge der Poststraße die
Landesstraße L 298 Hambühren – Bergen berührt. Angesichts der starken innerörtlichen Ver-
kehrsbelastung wurden die Möglichkeiten der Anbindung des Plangebietes und die absehbaren
Auswirkungen auf die Leistungsfähigkeit von Straßennetzes und Anschlussknoten in einem ver-
kehrstechnischen Gutachten1 untersucht. Nach Abstimmung mit der zuständigen Straßenbau-
verwaltung2 wird dabei ein Erschließungskonzept zugrunde gelegt, das von der Landesstraße
aus nur eine Anbindung aus Richtung Süden vorsieht ('rechts rein') und im Übrigen den Kun-
den- und Lieferverkehr über eine Ein- und Ausfahrt an der Alten Celler Heerstraße abwickelt.  

Auf der Grundlage der fachplanerisch ermittelten Ausgangs- und Prognosedaten kommen die
Leistungsfähigkeitsberechnungen zu dem Ergebnis, dass der zu erwartende Verkehr an dem
Rechtsabbieger von der Poststraße trotz der Nähe zu dem nachfolgenden Knotenpunkt  L 298 /
K 63 (Poststraße / Meißendorfer Straße) mit einer ausreichenden Verkehrsqualität abgewickelt
werden kann. Auch die internen Verkehrsabläufe zur Alten Celler Heerstraße lassen sich gut or-
ganisieren. Allerdings wird der überörtlich bedeutsame o.g. Knotenpunkt seine Kapazitätsgren-

1 Verf.: Ingenieurgemeinschaft Dr.-Ing. Schubert: Verkehrstechnische Untersuchung , Hannover 2018

2 Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Geschäftsbereich Verden (Aller), kurz: NLStBV
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ze durch das prognostizierte Verkehrsaufkommen erreichen. Aufgrund der Anforderungsschleife
der Bedarfs-Signalanlage in den nachgeordneten Knotenzufahrt Alte Celler Heerstraße, die die
Signalanlage für den Verkehr im Zuge der Landesstraße L 298 regelmäßig auf Rot schaltet,
entstehen jedoch zusätzliche Zeitlücken für die Einbieger, so dass die Sicherheit und Leichtig-
keit des Verkehrs weiterhin gewährleistet werden kann. 

Diese Gesamtbeurteilung für die Flächennutzungsplanänderung vorausgeschickt, bleiben ver-
bindliche Regelungen den Festsetzungen des Bebauungsplan (z.B. Verbot der Ein- und Aus-
fahrt) sowie entsprechenden verkehrsbehördlichen Anordnungen vorbehalten.  

 3.3 Immissionsschutz

Für die Bauleitplanung ist im vorliegenden Fall eine Auseinandersetzung mit den auf das Plange-
biet einwirkenden Immissionen nicht erforderlich. Zum Einen handelt es sich im Wesentlichen um
Verkehrslärmgeräusche von den umgebenden Straßen, die im Bestand vorhanden und als ortsüb-
liche Vorbelastung anzusehen sind. Zum Anderen entfalten die im Plangebiet zulässigen Nutzun-
gen keinen hohen Schutzanspruch, da das Wohnen oder sonstige schutzwürdige Nutzungen nicht
vorgesehen sind.  

Dagegen muss betrachtet werden, ob die von dem geplanten Standort für den Lebensmitteleinzel -
handel zukünftig zu erwartenden und auf die Nachbarschaft einwirkenden Geräusche die Schutz-
ansprüche der Umgebung erfüllen. Hierzu wurde eine schalltechnische Untersuchung1 durchge-
führt, die sich auf das konkret geplante Einzelvorhaben bezieht. Da dieses – hier die Ansiedlung
eines ALDI-Marktes mit erweiterteter Verkaufsfläche und entsprechendem Stellplatzangebot – ge-
wissermaßen die maximal zulässige Ausnutzung des Plangebietes umfasst, lassen sich die Ergeb-
nisse der vorhabenbezogenen Betrachtung zur immissionsschutzrechtlichen Einschätzung auch für
das Bauleitplanverfahren anwenden. 

In der o.g. Untersuchung wird unter Berücksichtigung der einschlägigen Regelwerke nachgewie-
sen, dass sich die Richtwerte der hier maßgeblichen TA Lärm unter Berücksichtigung bestimmter
Schutzmaßnahmen, insbesondere bei dem Ausschluss des Nachtbetriebes, einhalten lassen. Nach
den Berechnungen werden die maßgeblichen Werte durch die ermittelten Beurteilungspegel auch
bei Beachtung der gewerblichen Vorbelastung aus der Umgebung tagsüber und nachts an allen
relevanten Immissionsorten unterschritten. Auch eine Überschreitung des Spitzenpegelkriteriums
nach TA Lärm ist tags und nachts nicht zu erwarten. Insoweit ist – für das Bauleitplanverfahren
ausreichend – nachgewiesen, dass die Einhaltung der Richtwerte möglich und die Genehmigungs-
fähigkeit des Vorhabens grundsätzlich gegeben ist. Die verbindliche Festlegung konkreter Schutz-
maßnahmen kann auf die nachfolgenden Plan- und Genehmigungsebenen verlagert werden.   

 3.4 Ver- und Entsorgung 

Auch die Ver- und Entsorgung des Plangebietes ist gesichert bzw. kann im Zuge der Ausbau-
planungen realisiert werden. Die technische Versorgung des Gebietes erfolgt über die Netze
der SVO Vertriebsgesellschaft mbH Celle (Wasser, Strom und Gas) sowie der Deutschen Tele-
kom AG und ist auf den Grundstücken im Planbereich bzw. in den angrenzenden Straßenräu-
men bereits vorhanden. Das Plangebiet ist auch an die Schmutz- und Regenwasserkanalisation
der Gemeinde Winsen bzw. des Abwasserverbandes Matheide angeschlossen. Es ist zu beach-
ten, dass die zulässige Wassermenge für die Einleitung des Oberflächenwasser nach wasser-
rechtlichen Vorgaben begrenzt ist und dass die Einleitung von Regen- oder Grundwasser in den
Schmutzwasserkanal nicht zulässig ist. Auch bei dem hier vergleichsweise hoch anstehenden
Grundwasser (+/- 1,1 m unter Geländeoberfläche) darf der Grundwasserstand durch künstliche
Entwässerungstechnik im Zuge der Baumaßnahmen nicht dauerhaft abgesenkt werden. 

1 Verf.: T&H Ingenieure GmbH: Schalltechnisches Gutachten, Bremen 2018
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Der Löschwasserbedarf zur Sicherung des Grundschutzes (1.600 l/min für Mischgebiete gemäß
Arbeitsblatt W 405 des DVGW) kann aus der öffentlichen Trinkwasserleitung entnommen wer-
den. Sonstige Belange des Brandschutzes sind im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren ab-
zustimmen. 

Als Träger der Abfallbeseitigung ist der Zweckverband Abfallwirtschaft Celle für die Entsorgung
von Hausmüll zuständig. Die Entsorgung der betrieblichen Abfälle des geplanten Discountmark-
tes erfolgt im Wesentlichen über einen privaten Entsorger.

 4 Umweltbericht 

Verfahrensrechtliche Vorbemerkung

Grundsätzlich besteht für die Kommune die Verpflichtung zur angemessenen Berücksichtigung
der Umweltbelange im Bauleitplanverfahren. Gemäß § 1 Abs. 6  Nr. 7 BauGB sind diese ein-
schließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege neben zahlreichen anderen Belangen
in der Abwägung zu beachten.  Nach den rechtlichen Vorgaben ist hierzu eine Umweltprüfung
durchzuführen und das Ergebnis ist in einem Umweltbericht darzulegen (vgl. § 2 Abs. 4 und §
2a BauGB). Wesentlicher  Bestandteil dieser Untersuchungen ist die naturschutzrechtliche Ein-
griffsbeurteilung gemäß §§ 14 ff des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG).

Im vorliegenden Fall wurden die Belange von Natur und Landschaft, einschließlich der natur-
schutzfachlichen Eingriffsbeurteilung, in einem umfassenden fachplanerischen Beitrag1 zu dem
Bebauungsplan Nr. 54 „SO Lebensmitteleinzelhandel Poststraße“ untersucht. Da dieser im Par-
allelverfahren zur Flächennutzungsplanänderung aufgestellt wird und da Umfang und Inhalt der
Planwerke auf beiden Planungsebenen weitgehend identisch sind, gelten die Ausführungen zu
den umweltrelevanten Sachverhalten gleichermaßen für beide Planwerke. Deswegen wird o.g.
Umweltbericht hier für den Flächennutzungsplan im Sinne der Abschichtung von Planinhalten
summarisch zusammengefasst.   

 4.1 Vorhabenbezogene und umweltrechtliche Grundlagen

Die Inhalte der Bauleitplanung sind in Kapitel 2 dargelegt. Es werden die planungsrechtli-
chen  Voraussetzungen für  die  Umsiedlung und Erweiterung eines  ortsansässigen  Discount-
marktes in der Ortsmitte von Winsen geschaffen. Die Flächennutzungsplanänderung stellt hier-
zu ein Sondergebiet SO mit der Zweckbestimmung „Lebensmitteleinzelhandel“ dar. Auch wenn
nähere Einzelheiten erst im Bebauungsplan verbindlich geregelt werden, können hier die fol-
genden Planungsparameter der Umweltprüfung zugrunde gelegt werden: 

• 0,7 ha Sondergebiet im Bereich vorhandener Bauflächen 
• weitgehende Beseitigung (nur partielle Erhaltung) des ortsbildprägenden Baumbestandes

Die Ziele des Umweltschutzes im Hinblick auf die planungsrechtliche Abwägung sind mit den
zu berücksichtigenden Belangen des Umweltschutzes in § 1 Abs. 6 Nr. 7 und in § 1a BauGB all-
gemein benannt. Darüber hinaus ergeben sich aus diversen Fachgesetzen und -plänen weitere
Anforderungen.

• Fachgesetze: Die Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind
im Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sowie im diesbezüglichen nds. Ausführungsgesetz
festgelegt. Weitere Anforderungen des Umweltschutzes sind in den Bodenschutz- und Was-
sergesetzen des Bundes und des Landes Niedersachsen enthalten. Bezogen auf immissions-
schutzrechtliche Fragestellungen ist das Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) mit den
entsprechenden Verordnungen zu berücksichtigen.

1 Verf.: Büro für Landschaftsplanung Mextorf: Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 54 

Hess. Oldendorf 2018
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• Fachpläne: Die Belange  des Naturschutzes und der Landschaftspflege werden im Land-
schaftsrahmenplan  des Landkreises Celle (LRP 1991) dargestellt.  Dieser enthält  für den
Planbereich keine spezifischen umweltrelevanten Aussagen. Die Gemeinde Winsen (Aller)
verfügt über keinen Landschaftsplan. Auch sonstige Fachpläne liegen nicht vor. 

• Schutzgebiete und -objekte: Besonders geschützte Gebiete oder Teile von Natur und
Landschaft gemäß §§ 23 – 32 BNatSchG sind von dem Vorhaben nicht betroffen. In der nä-
heren Umgebung des Plangebietes gibt es keine FFH-Gebiete oder Schutzgebiete nach der
EU-Vogelschutzrichtlinie. Auch Überschwemmungsgebiete oder sonstige Schutzgebiete nach
Wasserrecht werden nicht tangiert. 

 4.2 Erfassung und Bewertung des Gebietszustandes

In der landschaftsplanerischen Bestandsaufnahme wird vorab festgestellt, dass es sich bei dem
Plangebiet um den Bau- und Flächenkomplex der früheren Grund- und Hauptschule handelt, der
für Schulzwecke aber nicht mehr genutzt wird. Ca. 70 % der Gesamtfläche sind mit Gebäuden
bestanden oder dauerhaft befestigt (Parkplätze, Schulhof, Zufahrt, Wege etc.). Die Bestandserhe-
bung im Plangebiet lässt sich anhand der in dem Gutachten dokumentierten Kartierung (Biotopty-
pen und Gehölzbestand) wie folgt zusammenfassen. 

• Grün / Gehölzbestände: Auf ca. 25 % der Fläche ist pflegeintensiver Scherrasen vorhanden.
Auf flächige Gebüsche bzw. Pflanzungen sowie sonstige Beete oder Offenböden entfallen ca.
5 %. Es handelt sich um Biotoptypen mit geringer Bedeutung für den Naturhaushalt. Es gibt
keine Hinweise auf floristische Besonderheiten, d.h. auf besonders bzw. streng geschützte
Pflanzenarten. Demgegenüber sind die eine Reihe von großkronigen Einzelbäumen und wei-
tere Gehölzbestände bedeutsam für das Ortsbild und zum Teil als Lebensstätte für Fleder-
mäuse und Vögel (z.B. sechs markante Eichen am Ehrenmal sowie drei Linden und eine
markante solitäre Rotbuche auf dem Schulhof).

• Fauna: Im Hinblick auf die artenschutzrechtlichen Anforderungen des § 44 Abs. 1 BNatSchG
wurde anlässlich der Bestandskartierung eine Überprüfung der vorhandenen Vegetations-
und Gebäudestrukturen hinsichtlich des Vorkommens von besonders oder streng geschütz-
ten  Tier-  und/oder  Pflanzenarten  vorgenommen Dabei  wurden keine  Lebensstätten  von
baumbrütenden Vogelarten und keine von Fledermäusen bewohnten Hohlräume festgestellt.
Gleichwohl ist nicht auszuschließen, dass die vorhandenen Gehölzstrukturen gelegentlich
von Brutvögeln und/oder Fledermäusen genutzt  werden. Demgegenüber wurden bei  der
Prüfung des Gebäudebestandes diverse – allerdings nicht bewohnte – Nistkästen für Mauer-
segler sowie zahlreiche besetzte Nester der Mehlschwalbe erfasst.

• Abiotische Schutzgüter: Bei dem hohen Anteil von Überbauung und Befestigung sind natür-
liche  Bodenschichtungen  kaum  noch  anzutreffen.  Besondere  bzw.  extreme  abiotische
Standortfaktoren wie Nässe, Nährstoffarmut, Rohboden o.ä. sind nicht gegeben. Auch Still-
oder Fließgewässer gibt es nicht. Aufgrund der großflächigen Versiegelung weist das Areal
bereits stadtklimatische Effekte wie erhöhte Einstrahlung und Wärmespeicherung, vermin-
derte Abkühlungswirkung etc. auf. Angesichts der Lage im innerörtlichen Bereich ist von ei-
ner Vorbelastung der Luftqualität durch verkehrsbedingte Immissionen auszugehen. 

Hinweis zu Bodenbelastungen: Über das Vorkommen etwaiger Altlasten oder Altablage-
rungen ist nichts bekannt. Nach dem derzeitigen Kenntnisstand ist das Plangebiet frei von
Verdachtsflächen. Auch bezüglich einer etwaigen Kampfmittelbelastung liegt kein Befund
vor.  Nach  der Auswertung von  Luftbildern  durch  den Kampfmittelbeseitigungsdienst  des
LGLN Hameln-Hannover sind im Planbereich keine Bombentrichter erkennbar. Da keine Aus-
sagen über sonstige Verdachtspunkte getroffen werden können, ist eine kampfmitteltechni-
sche Begleitung von Erd- und Baumaßnahmen erforderlich, auch wenn es sich um einen be-
bauten Bestandsbereich, in dem es bislang keine Hinweise auf Kampfmittelbelastungen gab.
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• Landschaft und Kultur: Auf die Bedeutung der o.g. Großbäume für das Ortsbild wurde be-
reits hingewiesen.  Sie  tragen wesentlich zur Raumgliederung,  Platzgestaltung und Sied-
lungsdurchgrünung bei.  Über wertgebende  Kultur- und sonstige Sachgüter ist nichts be-
kannt. Namentlich gibt es keine Bau- oder Bodendenkmale im Plangebiet. 

• Mensch und seine Gesundheit:  Neben den allgemeinen Zielen der Sicherung einer men-
schenwürdigen  Umwelt  und des  Schutzes  und der  Entwicklung der  natürlichen  Lebens-
grundlagen (vgl. § 1 Abs. 5 BauGB) sind hier die die Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhältnisse sowie an die Erholungsfunktionen für den Menschen zu berücksichtigen.
Letztere werden durch die Planung nicht berührt bzw. nicht negativ beeinflusst. Im Planbe-
reich finden keine Freizeitnutzungen statt.  Die Belange des Immissionsschutzes wurden in
Kapitel 3.3 ausführlich behandelt.  

 4.3 Beurteilung der Umweltauswirkungen

In dem landschaftsplanerischen Gutachten werden die erkennbaren Auswirkungen auf die Um-
welt bzw. auf Natur und Landschaft nach der inhaltlichen Struktur des § 1 Abs. 6 Nr. 7 a) bis j)
differenziert beschrieben. Dazu wird festgestellt, dass im vorliegenden Fall meisten genannten
Belange nicht berührt sind (z.B. EU-Schutzgebiete, Kulturgüter) oder dass keine erheblichen
nachteiligen Auswirkungen zu erwarten sind (z.B. Umgang mit Abwässern und Abfällen, Wech-
selwirkungen zwischen den Schutzgüter). 

Hinsichtlich der naturschutzfachlichen Schutzgüter kommt das Gutachten zu folgenden Ein-
schätzungen: 

• Bei der Entwicklung des Sondergebietes ist mit einer Oberflächenversiegelung von 80 %  –
ggf. je nach Festsetzung des Bebauungsplanes – auch von bis zu 90 % zu rechnen. Das be-
deutet im Vergleich mit dem bisherigen Zustand eine geringfügige Zunahme und damit ei-
nen entsprechenden zusätzlichen Verlust an Offenböden und Vegetationsstandorten. In der
Flächenbilanz zum Bebauungsplan wird ein eingriffsrelevanter Wert von ca. 1.325 m² zu-
sätzlicher Überbauung und/oder Versiegelung ermittelt.

• Weiter ist zu erwarten, dass sich nur ein Teil der Bäume und Gehölzbestände erhalten las-
sen wird (z.B. die Eichengruppe am Ehrenmal). Alle anderen Einzelbäume in dem Sonderge-
biet müssen voraussichtlich zur Umsetzung der Planung beseitigt werden. Damit geht an
dieser Stelle der Ortslage bedeutsames und raumwirksames Großgrün dauerhaft verloren.

• Mit dem Verlust des Gehölzbestandes gehen auch entsprechende Biotopstrukturen und da-
mit potenzielle Funktionen z.B. für gehölzbrütende Vogelarten verloren. Die Beseitigung der
Bäume und sonstigen Gehölze darf nach den artenschutzrechtlichen Vorgaben in der Regel
nicht in dem in § 39 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG benannten Zeitraum zwischen dem 1. März
und dem 30. September eines Jahres erfolgen. Innerhalb dieses Zeitraumes muss die Fäl -
lung von Bäumen oder der Abriss von Gebäuden ökologisch begleitet und mit der Natur-
schutzbehörde abgestimmt werden, um etwaige artenschutzrechtlich relevante Vorkommen
zu erfassen und ggf. geeignete Schutzmaßnahmen einleiten zu können. Entsprechende Hin-
weise auf die artenschutzrechtlichen Bestimmungen sind in den Bebauungsplan aufzuneh-
men. 

• Ähnliches gilt für den notwendigen Gebäudeabriss und damit für den Verlust der Habitat-
strukturen für die Mehlschwalbenkolonie. Der Zeitpunkt des Abrisses muss sicher vor oder
nach dem Brutgeschäft und der Jungenaufzucht liegen. Da Mehlschwalben eine hohe Treue
gegenüber ihrem Geburtsort aufweisen, ist im Bebauungsplan die Schaffung und dauerhafte
Erhaltung eines künstlichen Habitatangebotes (sog. „Schwalbenhotel“) festzusetzen. 
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 4.4 Abwägungsentscheidung und Eingriffsausgleich

Trotz oder gerade angesichts dieser zu erwartenden Umweltauswirkungen ist mit Blick auf den
Vermeidungsgrundsatz des § 13 BNatSchG festzustellen, dass die oben angeführten Beein-
trächtigungen von Natur und Landschaft, insbesondere die zusätzliche Bodenversiegelung und
die Beseitigung der Gehölzbestände, zur Realisierung des Planvorhabens unverzichtbar sind.
Die Gemeinde Winsen (Aller) räumt in der Abwägung dem städtebaulichen Ziel, hier im Inter-
esse der wohnortnahen Grundversorgung einen innerörtlichen Standort für die Um- bzw. An-
siedlung eines Lebensmitteleinzelhandelsmarktes zu entwickeln, den Vorrang vor naturschutz-
fachlichen Erwägungen ein. Dabei wird auch berücksichtigt, dass der Standort aufgrund seiner
Lage und Beschaffenheit – abgesehen von der Bedeutung der Großbäume für das Ortsbild und
als potenzielle Lebensstätte – keine besonderen Werte und Funktionen für den Naturhaushalt
aufweist. Insbesondere wird keine bislang unbebaute bzw. planungsfreie Offenlandschaft in An-
spruch genommen, sondern es wird eine bereits bebaute Siedlungsfläche mit hoher Versiege-
lung einer Nutzungsänderung zugeführt.

Diese  Grundsatzentscheidung  entbindet  die  Gemeinde  nicht  von  der  Verpflichtung,  natur-
schutzrelevante Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen im Plangebiet durchzuführen. Ge-
mäß fachplanerischer Zielsetzung sollte im Rahmen der naturschutzrechtlichen Eingriffskom-
pensation möglichst die qualitative Herstellung ähnlicher Biotoptypen bzw. Strukturen erfolgen.
Das ist im vorliegenden Fall aber kaum möglich, schließlich sind Grün- und Freiflächen inner-
halb der engeren Siedlungslage nicht beliebig vermehrbar. Eine Wiederdurchgrünung und Ge-
staltung der überplanten Fläche durch entsprechende Baumpflanzungen ist jedoch möglich und
geboten.  Geeignete  Maßnahmen  hierzu (z.B.  Erhaltungs-  und Pflanzbindungen gemäß  §  9
Abs. 1 Nr. 25 BauGB) sind nach Maßgabe der Landschaftsplanung im Bebauungsplan festzuset-
zen. Dies gilt vor dem Hintergrund der Anforderungen des § 44 BNatSchG auch für die Festset-
zung geeigneter Maßnahmen zum Ausgleich der absehbarerweise abgängigen Habitatstruktu-
ren  der Mehlschwalbenkolonie: Ein angemessener funktionaler Ausgleich durch die Schaffung
geeigneter künstlicher Brutplätze zu gewährleisten.

Daneben muss das Kompensationsziel für den naturschutzrechtlichen Ausgleich flächiger Funk-
tionsverluste vorrangig durch Nutzungsextensivierung, Strukturanreicherung und Funktionsver-
besserung auf einer geeigneten Fläche außerhalb des Plangebietes erfolgen. Hierfür steht eine
gemeindeeigene, gut 6.000 m² große Fläche nordwestlich der Ortschaft Bannetze zur Verfü-
gung (Teilfläche des Flurstücks 30/9, Flur 2 in der Gemarkung Bannetze). Es handelt sich um
eine intensiv genutzte Ackerfläche (Getreide), die aufgrund ihrer Beschaffenheit und Wertigkeit
ein quantitativ und qualitativ ausreichendes Aufwertungspotenzial für die hier planbezogen er-
forderliche Kompensation bietet. Nach dem landschaftsplanerischen Begleitplan ist vorgesehen,
die Ackerbewirtschaftung auf dem gesamten Flurstück dauerhaft aufzugeben und die Fläche
damit der Eigenentwicklung zu überlassen, so dass sich sukzessive eine gras- und krautreiche
Vegetationsdecke entwickeln  kann.  Der  Flächenbedarf  zur  Kompensation  der im Plangebiet
nicht ausgleichbaren Eingriffe wird mit 465 m² beziffert, so dass hier eine deutlicher Kompen-
sationsüberschuss verbleibt, der für andere gemeindliche Eingriffsvorhaben zur Kompensation
herangezogen werden.

Zur verbindlichen Sicherung dieser naturschutzfachlichen Ziele sind die o.g. landschaftspflege-
rischen Maßnahmen in einem zweiten Teilgeltungsbereich des Bebauungsplans gemäß § 9 Abs.
1 Nr. 20 BauGB festzusetzen und den im Plangebiet A nicht ausgleichbaren Eingriffen in Natur
und Landschaft zuzuordnen (§ 9 Abs. 1a BauGB).
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 4.5 Zusätzliche Angaben und Zusammenfassung

Bewertungsgrundlagen und Umweltüberwachung 

Der vorliegende Umweltbericht ist in Anlehnung an der Anlage 1 zu § 2 Abs. 4 BauGB geglie-
dert. Spezielle technische Verfahren kamen bei der Erarbeitung des Umweltberichtes nicht zur
Anwendung. Schwierigkeiten  bei der Zusammenstellung der Angaben ergaben sich nicht.  Die
Zusammenstellung der Umweltbelange erfolgt auf der Grundlage der gesetzlichen Regelungen
des Baugesetzbuches und der fachplanerischen Vorgaben in verbal-argumentativer Form. 

Die Gemeinden sind gemäß § 4c BauGB zur Umweltüberwachung (Monitoring) verpflichtet. Die
Gemeinde Winsen (Aller) wird die Vorhabensfolgen und ihre Umweltauswirkungen überwachen
sowie – soweit erforderlich, auch im Zusammenwirken mit den zuständigen Fachdienststellen –
prüfen, ob darüber hinaus unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen eintreten und ggf. ge-
eignete Maßnahmen zur Abhilfe ergreifen. Daneben wird insbesondere die Umsetzung der fest-
gesetzten  Gestaltungs-  und  Ausgleichsmaßnahmen  innerhalb  des  Plangebietes  sowie  die
Durchführung und dauerhafte  Unterhaltung der planexternen Kompensationsmaßnahme auf
Vollständigkeit und Wirksamkeit geprüft.

Allgemein verständliche Zusammenfassung

Mit der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung werden in dem ca.  0,7 ha großen Gel-
tungsbereich die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Umsiedlung und Erweiterung ei-
nes ortsansässigen Discountmarktes in der Ortschaft  Winsen geschaffen.  Die Planänderung
stellt hierzu im Sinne der Sicherung und Verbesserung der siedlungszentralen Versorgung ein
Sondergebiet „SO-Lebensmitteleinzelhandel“ dar, dessen Nutzung mit den verbindlichen Fest-
setzungen des nachfolgenden Bebauungsplanes konkretisiert werden. Neben der Zulässigkeit
eines Lebensmitteleinzelhandelsbetriebes mit den erforderlichen Erschließungsflächen und Ne-
benanlagen wird im Rahmen der Bauleitplanung u.a. die Durchführung der naturschutzrechtlich
erforderlichen Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen geregelt.

Im Rahmen der Umweltprüfung, die sich auf die konkreten Festsetzungen des Bebauungspla-
nes bezieht und hier für die Flächennutzungsplanänderung nur summarisch anzuwenden ist,
wurde eine Kartierung von Biotoptypen, Strukturmerkmalen und Flächennutzungen sowie eine
faunistische Erfassung von Mehlschwalben und Fledermäusen durchgeführt. Die naturschutz-
fachliche Bewertung kommt im Vergleich des aktuellen Gebietszustandes mit den Planinhalten
zu dem Ergebnis, dass erhebliche Umweltauswirkungen insbesondere für die Schutzgüter Tie-
re/Pflanzen (Beseitigung von Gehölzen und damit von Lebensstätten) und Boden (zusätzliche
Bebauung/Versiegelung), für den Wasser- und Klimahaushalt sowie für das Orts- und Land-
schaftsbild zu erwarten sind. 

Standortalternativen oder weiterreichende Möglichkeiten zur Eingriffsvermeidung bzw. –mini-
mierung bestehen nicht. Die Gemeinde Winsen (Aller) räumt in der Abwägung dem städtebauli-
chen Ziel, hier im Interesse der wohnortnahen Grundversorgung einen innerörtlichen Standort
für die Um- bzw. Ansiedlung eines Lebensmitteleinzelhandelsmarktes zu entwickeln, den Vor-
rang vor naturschutzfachlichen Erwägungen ein.

Die durchgeführte Eingriffsbeurteilung ergibt das Erfordernis einer Durchgrünung und städte-
baulich gebotenen (Wieder)Ausstattung des Plangebietes mit Grünstrukturen. Damit kann der
flächenbezogene naturschutzrechtliche Kompensationsbedarf nicht innerhalb des Plangebietes
abgedeckt werden. Hierfür wird eine planexterne Kompensationsfläche von der Gemeinde zur
Verfügung gestellt. Auf dieser Fläche in der Gemarkung Bannetze wird die vormalige Ackernut-
zung deutlich extensiviert. Eine Teilfläche von 465 m² wird dem aktuellen Planvorhaben zuge-
ordnet.
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Die artenschutzrechtlichen Anforderungen des Bundesnaturschutzgesetzes werden eingehalten.
Einerseits dürfen Bäume und Sträucher zum Schutz von gehölzbrütenden Vogelarten nur im
Zeitraum Oktober bis Februar beseitigt werden und andererseits wird der Verlust von Mehl-
schwalbenbrutplätzen durch die Aufstellung geeigneter künstlicher Nisthilfe kompensiert.

Insgesamt stehen dem ermittelten Eingriffsumfang mit den genannten Maßnahmen, die im Be-
bauungsplan festzusetzen oder auf andere Weise verbindlich zu regeln sind, Flächen und Struk-
turen mit hinreichenden qualitativen und quantitativen Kompensationsleistungen gegenüber, so
dass die Eingriffsbilanz für das hier beurteilte Vorhaben ausgeglichen ist. 

 5 Verfahren und Abwägung

 5.1 Frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte mit dem Aus-
hang der Planunterlagen zum Vorentwurf der Flächennutzungsplanänderung. Dieser fand in der
Zeit vom 26.03. bis 27.04.2018 im Rathaus der Gemeinde Winsen (Aller) statt. Gleichzeitig
wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit Schreiben vom 15.03.2018
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB von der Planung unterrichtet. Im Rahmen dieser Verfahrensschritte
sind eine Stellungnahme von privater Seite sowie zwei Äußerungen von Trägern öffentlicher
Belange eingegangen, die wie folgt behandelt werden:

• Die mit der privaten Stellungnahme vorgetragenen Bedenken bezüglich der verkehrlichen
Verträglichkeit des Planvorhabens wurden geprüft. Die in Kapitel 3.3 skizzierte Verkehrslö-
sung entspricht den einschlägigen straßentechnischen Vorgaben und ist mit der Straßen-
bauverwaltung (NLStBV) abgestimmt. 

• Die Anregungen des Landkreises Celle zur Beachtung der raumordnerischen Ziele für die
Steuerung des Einzelhandels werden in die Überarbeitung der Begründung aufgenommen.
Die Hinweise zur Bekanntmachung und zur Vorlage digitaler Planunterlagen werden zu ge-
gebener Zeit berücksichtigt.

• Die Anbindung des Plangebietes an die Landesstraße L 298 wurde aufgrund der Vorbehalte
der Straßenbauverwaltung (NLStBV) modifiziert. Die übrigen Hinweise bezüglich Immissi-
onsschutz, Oberflächenentwässerung und Anpflanzungen werden berücksichtigt bzw. sind
im vorliegenden Fall gegenstandslos.

 5.2 Öffentliche Auslegung und Behördenbeteiligung

Die öffentliche Auslegung des Planentwurfs samt Begründung wurde gemäß § 3 Abs. 2 BauGB
in der Zeit vom 02.01. bis 04.02.2019 im Rathaus der Gemeinde Winsen (Aller) durchgeführt.
Gleichzeitig wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange auf dem Wege der
elektronischen Kommunikation mit Schreiben vom 18.12.2018 gemäß § 4 Abs. 2 BauGB an der
Planung beteiligt. Im Rahmen dieser Verfahrensschritte ist eine Stellungnahme von privater
Seite eingegangen, die wie folgt behandelt wird:

• Die Bedenken des Sozialverbandes Deutschland (SoVD) werden mit Verweis auf das vorlie-
gende und mit der Straßenbauverwaltung (NLStBV) abgestimmte Verkehrskonzept qualifi-
ziert  zurückgewiesen.  Weitere  Anregungen  zur  behindertengerechten  Ausgestaltung  der
Gehwege und der Stellplatzanlage sind aufgrund ihres Detaillierungsgrades nicht Gegen-
stand der Bauleitplanung (siehe Kapitel 3.2).

Daneben sind im Rahmen der Behördenbeteiligung zwei nicht abwägungsrelevante Stellung-
nahmen eingegangen, die die vorgelegte Bauleitplanung und namentlich das abgestimmte Ver-
kehrskonzept bekräftigen.
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Gemeinde Winsen (Aller) – Landkreis Celle
30. Änderung des Flächennutzungsplanes  
Begründung, Planfassung gemäß
Feststellungsbeschluss vom 27.03.2019

Verfahrensvermerke

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Winsen (Aller) hat in seiner Sitzung am 06.03.2018
den Beschluss zur 30. Änderung des Flächennutzungsplanes gefasst.

Der Entwurf der Begründung hat auf  Beschluss des Verwaltungsausschusses der Gemeinde
Winsen (Aller) vom 04.12.2018 in der Zeit vom 02.01. bis einschließlich 04.02.2019 zusammen
mit dem Entwurf der Flächennutzungsplanänderung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausge-
legen. 

Der Rat der Gemeinde Winsen (Aller) hat die Begründung in seiner Sitzung am 27.03.2019 zu-
sammen mit der Änderung des Flächennutzungsplans beschlossen. 

Winsen (Aller), den 04.04.2019 Gemeinde Winsen (Aller)

gez. Dirk Oelmann
.................................................
Bürgermeister

Die Begründung zum Entwurf der 30. Änderung des Flächennutzungsplans wurde im der Auf-
trag Gemeinde Winsen (Aller) gemäß § 5 Abs. 5 BauGB ausgearbeitet von

plan:b  (Dipl.-Ing. Georg Böttner)

Körnerstr. 10 A : 30159 Hannover 
Tel. 0511/524809-10 : info@plan-boettner.de

Hannover, den 01.04.2019   Büro plan:b

gez. Georg Böttner 
.................................................
Planverfasser
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